Dienstrechts-Novelle 2013 - Pädagogischer Dienst 

zur Begutachtung durch den Rechnungshof http://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXIV/ME/ME_00542_E5/imfname_324057.pdf 

1. RH kritisiert (einmal mehr) ungelöste strukturelle Schul-Probleme

Der Rechnungshof geht bei seiner Bewertung von der im internationalen Vergleich auffälligen Diskrepanz von finanziellen Aufwendungen für die österreichischen Schulen und  durchschnittlichen SchülerInnenleistungen aus. Die Ursachen sind strukturelle Probleme:

· Geringe Anfangs- und hohe Endbezüge + „eine der ältesten Lehrerschaften unter den OECD-Ländern“

· nur 11 Tage Fortbildung jährlich mit Auswirkung auf Schulqualität – letztes OECD-Drittel

· gegliedertes Schulsystem produziert hohe Leistungsunterschiede zwischen Schulen, doppelt so groß wie im OECD-Durchschnitt

· unterentwickelte Schulautonomie (wenig Umsetzungskompetenz am Standort) – letztes OECD-Viertel

· sinkende Klassengrößen im Primar- und Sekundarbereich bedeuten weniger SchülerInnen pro Lehrerin und damit höhere LehreriInenkosten je SchülerIn

http://www.rechnungshof.gv.at/fileadmin/downloads/2009/aktuelles/Verwaltungsreform/Positionen/Pos_Verwref_II_2009.pdf 

Die Arbeitsgruppe „Verwaltung NEU“ hat für den Bereich Schulverwaltung eine detaillierte Problemanalyse vorgelegt, in der vom RH Reformen in folgenden Bereichen nahegelegt werden:

· Überwindung der dienst- und besoldungsrechtlichen Unterschiede, die an den NMS mit „verschränktem“ Unterricht von Bundes- und Landeslehrerinnen besonders deutlich werden,

· Reduzierung der hohen Dauermehrdienstleitungen bei 20 Stunden Lehrverpflichtung 
(Dass Stundenkürzungen, stark gestiegene Anforderungen und zunehmende Teilzeit aus Gesundheitsgründen zu hohen Mehrdienstleistungen führen und diese durch Neuaufnahmen verhindert werden können, wird vom Rechnungshof nicht gesehen, RS)

· Überwindung der Ungleichwertigkeit der Ausbildung und der Fortbildung von LehrerInnen,

· hoher Einstellungsbedarf beim BundeslehrerInnenpersonal 2012/13-2025/26 (55% des derzeitigen Personals) verschärft durch 

· mangelnde Durchlässigkeit zwischen Bundes- und Landesdienst, wieder besonders spürbar in der Sekundarstufe I

· hohe Kosten durch Heranziehen von Lehrerinnen für Verwaltungstätigkeit

(http://www.rechnungshof.gv.at/fileadmin/downloads/2010/beratung/verwaltungsreform/Bildung/Problemanalyse_Schulverwaltung.pdf )

2. Empfehlungen des RH wurden im Dienstrechtsentwurf nicht berücksichtigt:

Die bestehende Kompetenzzersplitterung, das Auseinanderfallen von Aufgaben-, Ausgaben- und Finanzverantwortung wird nicht angetastet (die dahinter stehende Macht- und Parteipolitik von Landeshauptleuten wird nur indirekt und auf der Sachebene angesprochen, RS):

· KEIN EINHEITLICHES DIENST- UND BESOLDUNGSRECHT, sondern Fortschreiben der unterschiedlichen Dienstrechte, die für Jahrzehnte durch zusätzliche neue Dienstrechte kompliziert werden, weil zum bestehenden Bundes- und den Landesdienstrechten ein drittes, das neue Dienstrecht kommt, das aus drei Dienstrechten besteht – BundeslehrerInnen (Abteilung 2), LandeslehrerInnen (5), LehrerInnen an land-und forstwirtschaftlichen Schulen (7)

· KEINE FÜR ALLE SCHULBEREICHE ZUSTÄNDIGE BUNDES-PERSONALSTELLE 
(mit nachgeordneten Personalstellen in den Bundesländern, RS), 
sondern 1 Bundesverwaltungs- und 9 Landesverwaltungssysteme

· KEIN AUSBAU DER SCHULAUTONOMIE (keine Verlagerung von Landes- und Bezirksverwaltungsressourcen zur Entlastung der LehrerInnen und zur Unterstützung der Schulleitungen an die Schulen, RS), die weiter ohne Umsetzungskompetenzen bei Unterrichtsgestaltung, Personal- und Ressourceneinsatz bleiben (Demokratische Mitbestimmungsrechte bei der Wahl der Schulleitung und Rechenschaftspflicht der Schulleitung gegenüber der Schulgemeinschaft sind für den Rechnungshof kein Thema, RS)

· RH würdigt zwar ohne pädagogische Rücksichtnahme die Reduktion von Dauer-MDL durch die Anhebung der Unterrichtsverpflichtung auf 24 statt 20 für alle Lehrerinnen, kritisiert aber, dass 
KEINE AUSSAGE ÜBER DIE GESAMTARBEITSZEIT DER LEHRERinnen und kein Erfassen der Vor- und Nachbereitungs- und der nicht-unterrichtlichen Tätigkeiten durch das geplante neue Dienstrecht (die realen Folgen der Abschaffung der Fachgruppenwertigkeit an Bundesschulen, d.h. bis 40% höhere Arbeitszeit, ebenso die über 80% Erhöhung beim Abendschul-Unterricht, ist dem Rechnungshof anscheinend nicht bekannt – allerdings zeigt er mit der Frage nach der Gesamtarbeitszeit die Unangemessenheit der Arbeitszeitbestimmung allein durch Unterrichtsstunden auf, steigende Gesundheitskosten durch systematische Überlastung oder Sorge um die Gesundheit von LehrerInnen ist aber explizit kein Teil der RH-Kritik, RS)

· KEINE INSTITUTIONELLE ABSICHERUNG DER LEHRERinnenAUSBILDUNG NEU an PH und/oder Universitäten, FORTBILDUNG EBENFALLS UNEINHEITLICH und in der Kompetenz zweier Ministerien  

· KEINE NACHVOLLZIEHBAREN AUSSAGEN ÜBER DIE FINANZIELLEN AUSWIRKUNGEN und über die Bereitstellung der für die Umsetzung der Reform erforderlichen Budgetmittel.

Die Stellungnahme des Rechnungshofes unterstützt die Grundsatzkritik der ÖLI-UG http://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXIV/ME/ME_00542_16/imfname_322510.pdf  
an der Dienstrechts-Novelle2013 – Pädagogischer Dienst. Die massive, engagierte, zahlreiche und nahezu ausschließlich ablehnende Kritik am Dienstrechtsentwurf zeigt den unerträglichen Reformstau im österreichischen Schulsystem. Ein zukunftsweisendes Dienstrecht kann nicht vor einer grundlegenden Strukturreform beschlossen werden. Der  großkoalitionäre Kompromiss zwischen dem herrschenden Statusquo (ÖVP) und dem Nicht-Verhindern von Reformansätzen (SPÖ) ist gründlich misslungen. Die Reformen sind über Jahrzehnte von landes-/partei- und standespolitischen Interessen, auch innerhalb der GÖD und ihrer fünf (5) LehrerInnengewerkschaften, verhindert worden. Daran konnte und wollte der von Wahltaktik getriebene SPÖ-ÖVP-Entwurf nichts ändern:

· Intransparente Landesschulverwaltungen bei gleichzeitiger Personalfinanzierung durch den Bund, Mehrgleisigkeit Bund  (AHS-Unterstufe, AHS-Oberstufe, BMHS), Länder (Primarstufe, Hauptschule/NMS+Poly, BS) statt gemeinsamer Struktur, die Wechsel und Zusammenarbeit von SchülerInnen und LehrerInnen innerhalb der Sekundarstufe I (HS/NMS-AHS-U) und II (BS-BMHS), auch von Primarstufe in Sekundarstufe erleichtern würde
· Obrigkeitsstaatliche Weisungshierarchie statt notwendiger Stärkung von Schul-Demokratie (Wahl der Schulleitung) und Schul-Autonomie (Umsetzungskompetenz für Unterrichtsgestaltung und Personaleinsatz), 

· Soziale Auslese („Herkunft bestimmt Zukunft“), gymnasiale Langform statt individueller Förderung aller Kinder und Jugendlichen in einer gemeinsamen ganztägigen Pflichtschule, fortgesetzte Vergeudung und Zerstörung von Bildungs- und Lebenschancen

· Restriktive neoliberale Bildungsbudgetpolitik und keine Finanzierung über vermögensbezogene Steuern, Stundenkürzungen, LehrerInnensparpakete und Aufnahmestopp für unterstützendes Verwaltungs-, sozial-pädagogisches und psychologisch-medizinisches Personal

Reinhart Sellner, 

Unabhängiger Gewerkschafter (UG) in der ARGE Lehrerinnen der GÖD, 24.09.2013

